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Walter Rosenkranz (FP, Mitte) leitete seine erste Präsidiale. Foto: APA/Eva Manhart

Nationalfonds: Nächster
Konflikt um Rosenkranz
Der Nationalratspräsident steht auch dem Fonds für NS-Opfer
vor, Parteien suchen Lösung im Sinne der jüdischen Gemeinde
WIEN.BeidererstenPräsidialeun-
terder LeitungvonWalterRosen-
kranz (FP) stand der neue Natio-
nalratspräsident gestern gleich
selbst im Zentrum zweier Kon-
flikte. Die Vorgeschichte zum
ersten: Die Israelitische Kultus-
gemeinde (IKG) hatte angekün-
digt, an den Sitzungen des Natio-
nalfonds nicht mehr teilzuneh-
men, wenn der Burschenschafter
Rosenkranzwie imGesetzvorge-
sehen dort den Vorsitz über-
nimmt.

Vertretungsregelung
Er würde „durchaus überlegen“,
diese Aufgabe an seine Stellver-
treter zu übertragen, sagte Ro-
senkranz gestern. Er werde nun
vomRechts- undLegislativdienst
prüfen lassen, ob diese Variante
möglich sei. Falls nicht, werde er
aberdenFonds leiten.DerZweite
Nationalratspräsident Peter
Haubner (VP) erklärte sich vorab
bereit, den Vorsitz im National-
fonds allenfalls zu übernehmen.

Die Dritte Präsidentin Doris
Bures (SP) verwies auf die enge
Beziehung des Parlaments zur
IKG und unterstützte ebenfalls
eine Vertretungsregelung, eben-
so wie Neos-Klubvize Nikolaus
Scherak. Sigrid Maurer plädierte
für eine „saubere Lösung“, bei

der man sich nicht auf eine An-
kündigung von Rosenkranz ver-
lassen müsse. Ein Gesetzes-
vorschlagdergrünenKlubobfrau
würde dem Hauptausschuss die
Möglichkeit geben, auch andere
Mitglieder des Präsidiums mit
der Leitung des Fonds zu be-
trauen.

Eine Initiative, deren Unter-
stützung sich vorerst nur die
Neos vorstellen können. Bemer-
kenswert ist,dassdieFPÖimJahr
2022 im Zuge der Kritik an Wolf-
gang Sobotka (VP) selbst einen
Antrag eingebracht hat, der so-
gar die Abwahl des Nationalrats-
präsidenten vorgesehen hätte.

Der Nationalfonds
Der Nationalfonds wurde 1995
per Nationalratsbeschluss als
Ausdruck „der besonderen Ver-
antwortung der Republik Öster-
reich gegenüber den Opfern des
Nationalsozialismus“ eingerich-
tet. Später kamen der Entschädi-
gungsfonds (2001) und der
Fondszur Instandsetzungder jü-
dischen Friedhöfe (2010) dazu.

Zentrale Aufgabe des Natio-
nalfonds sind die Gestenzahlun-
gen in der Höhe von jeweils
5087,10EuroanNS-Opfer.Bisher
wurden laut Parlament rund 158
Millionen Euro an rund 30.000

Menschen ausbezahlt. Oberstes
Organ des Fonds ist das zwölf-
köpfigeKuratorium, demderNa-
tionalratspräsident vorsteht.

Solidarität für die Ukraine
Der zweite Streitpunkt geht auf
eine Anfrage des ukrainischen
Botschafters zurück. Dessen
Wunsch ist es, amDienstag, dem
1000. Tag des russischen An-
griffs, das Parlament als Zeichen
der Solidarität in den ukraini-
schen Nationalfarben Gelb und
Blau zu beleuchten. Die FPÖ hat
sich zuletzt im Wahlkampf von
der Solidarität für die Ukraine
distanziert.GrüneundNeoswür-
den die Aktion befürworten.

Die Vertreter des Präsidiums
verwiesen darauf, dass das An-
sinnen auch an andere Institutio-
nen (Bundeskanzleramt, Präsi-
dentschaftskanzlei) übermittelt
worden sei undman sich diesbe-
züglich im Austausch befinde.

Buresmahnte abseits vomAn-
lassfall, dass die Beleuchtung
und andere Aktionen am Parla-
ment „nicht inflationär“ sein soll-
ten. Rosenkranz würde am liebs-
ten dem Deutschen Bundestag
folgen,dernureinmal imJahrbe-
leuchtet wird. Haubner plädierte
für eineGesamtlösungbezüglich
der Parlamentsbeleuchtungen.
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Fehlstart

W alter Rosenkranz hat als
erster blauer National-
ratspräsident einen veri-

tablenFehlstarthingelegt. Inseiner
ersten Woche dem ungarischen
Demokratieminimierer Viktor Or-
bandasParlament als Bühne für ei-
nen Quasi-Staatsbesuch gegeben
zu haben, mag noch als Anfänger-
fehler durchgehen.

Rosenkranz, erster Blauer
an der Parlamentsspitze

Die Eigeninitiative des vom Sho-
ah-Gedenken Ausgeschlossenen
am Judenplatz, bei der er sich mit
jüdischen Studierenden anlegte,
fiel in dieKategorie Pietätlosigkeit.
Als Mitglied einer Burschenschaft
(Libertas) mit nachgewiesenen an-
tisemitischen Bezügen hätte Ro-
senkranz wissen müssen, dass er
an diesemTag allenfallsmit stiller
Einkehr der Würde seines Amtes
entsprochen hätte.

Daraus ergibt sich auch die Lo-
gik, dass Rosenkranz, Rechtslage
hin oder her, keinesfalls ein geeig-
neter Vorsitzender im National-
fonds für die Opfer des National-
sozialismus sein kann. Eine ent-
sprechende Garantie ist Rosen-
kranzauch jenender100Abgeord-
netenschuldig, die längstbereuen,
ihn an die Spitze des Nationalrats
gewählt zu haben.

Ein Landtag zwischen Zwei-Klassen-Medizin und Zahnfüllungen
Konflikte um Sozialhilfe-Resolution und Kostensteigerung bei Pflichtschulbauprojekten
LINZ.Diegestrige SitzungdesLand-
tags begann mit Trauerbekundun-
gen. Vergangene Woche waren so-
wohl der frühere Landesrat und
Wirtschaftskammerchef Rudolf
Trauner (VP) als auch der ehemali-
ge Landtagsabgeordnete Josef Rei-
singer (SP) verstorben.

Unter den Anträgen war unter
anderem einer der SPÖ-Fraktion,
den der Dritte Landtagspräsident
Peter Binder formulierte. Gesund-
heitslandesrätin Christine Haber-
lander (VP) solle einen Bericht über
die von den Roten vermutete „be-
vorzugte Behandlung von Patien-
ten mit Zusatzversicherung“ in
Krankenhäusern erstellen. Die

„Zwei-Klassen-Medizin“ müsse be-
seitigt werden, dazu brauche es
eine objektive Erhebung.

VP-Landtagsabgeordnete Elisa-
bethManhalsprachvoneinem„po-
pulistischen Antrag, der die Men-
schen verunsichere“. Es handle
sich um einen suggerierten „Klas-
senkampf, der Öl ins Feuer gieße“.
Ein Zwei-Klassen-System existiere
„de facto“ nicht. Der Antrag wurde
schließlich mit Stimmen der Koali-
tionsparteienVPundFP abgelehnt.

Ein gemeinsamer Resolutions-
antrag von FP und VP, das Modell
deroberösterreichischenSozialhil-
fe für ein „strengeres und wirksa-
meres Grundsatzgesetz“ im Bund

triktivenGesetzen die Armut nicht
nur verschärft, sondern sie auch
befeuert“. In Krisenzeiten sei es
wichtig, den finanziell Schwächs-
ten wieder auf die Beine zu helfen.

Eine gemeinsame Resolution al-
ler Parteien zur Sicherstellung von
Zahnfüllungen als Kassenleistung
wurde indes einstimmig angenom-
men. Versagt wurde mit Stimmen
von Schwarz und Blau jedoch die
Forderung von SPÖ, Grünen und
MFG, als Sofortmaßnahme die
oberösterreichischenRücklagen in
der ÖGK (rund 500Millionen Euro)
heranzuziehen, um kostenlose
Zahnfüllungen weiterhin finanzie-
ren zu können. (fep)

stimmten die SPÖ und die Grünen.
Für Ines Vukajlovic von den Grü-
nen zeige das oberösterreichische
Modell lediglich, „wie manmit res-

heranzuziehen, um „eine gerechte
Gestaltung der Sozialhilfe sicher-
zustellen“, wurde indes mehrheit-
lich angenommen. Dagegen

Gleich zwei Anträge zu Zahnfüllungen, nur einer schaffte eine Mehrheit. (Weihbold)

Kinderliga fordert ein
Kinderministerium
WIEN. Die Liga für Kinder- und Ju-
gendgesundheit hat am gestrigen
Donnerstag zehn Forderungen an
die künftige Regierung gerichtet
und die Investition von „zwei Mil-
liarden Euro für ein chancenrei-
ches Aufwachsen“ sowie ein Kin-
derministerium empfohlen. Der
Themenkatalog reicht dabei von
Kinderarmut über psychische Ge-
sundheit bis hin zu Klimaschutz.
Jeder Cent, für Prävention „er-
spart wissenschaftlich erwiesen
ein Vielfaches der volkswirtschaft-
lichen Folgekosten“, sagte Kinder-
liga-Vizepräsidentin Hedwig
Wölfl. In Österreich seien laut dem
Präsident der Kinderliga, Chris-
toph Hackspiel, 22 Prozent der
Kinder von Armut bedroht.

ÜBERBLICK

Selbstständige
erhalten Zentrum
für Gesundheit

I n der heutigen Aufsichtsratssit-
zung der Oberösterreichischen

Gesundheitsholding (OÖG) wird
bekannt gegeben, was seit Wochen
vermutet wurde: Als alleiniger An-
bieter bekommt die OÖG den Zu-
schlag für das geplante Gesund-
heitszentrum der Sozialversiche-
rungsanstalt der Selbständigen
(SVS) inLinz.DerSVS-Verwaltungs-
rat hat bereits in diesem Jahr be-
schlossen, nach dem erfolgreichen
Betrieb eines Standorts in Wien
weitere Standorte für ihre Mitglie-
der in Linz, Graz und Innsbruck zu
errichten.

Der Fokus soll auf Prävention
und Rehabilitation sämtlicher
Krankheiten, von orthopädischen
Diagnosen bis hin zu Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen, liegen. Damit
wolle man ein ambulantes Zen-
trum errichten – das vor allem
durch lange Öffnungszeiten und
gute Erreichbarkeit punkten solle,
sagteinSprecherderSVSdenOÖN.

„Erster Schritt“
Grundsätzlichpositivbeurteiltdie-
senSchrittderLinzerGesundheits-
stadtrat Michael Raml (FP). Die Ko-
operation zwischen SVS und OÖG
könne aber noch weitergehen –
man solle etwa auch für andere
Versicherte ein Angebot gemein-
sam mit der Österreichischen Ge-
sundheitskasse oder der Ärzte-
kammerschaffen.Weiterskönnten
vor Krankenhäusern vorgeschalte-
te Akutversorgungszentren die
Ambulanzen entlasten.

Seitens der ÖGKweist man in ei-
nem schriftlichen Statement da-
raufhin,dassmaninÖsterreichbe-
reits sieben Gesundheitszentren
betreibe – eines davon in Linz.

Gesundheitszentrum in Linz soll voll-
ständig ambulant sein. Foto: APA/Fohringer
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